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sungsveränderungen in einer umfassenden ständischen Konföderationsbewegung, die 
1619 kulminierte, oder kurz: Der Emanzipationsprozeß der Nebenländer regte einen 
Konzentrationsprozeß einer Konföderation der protestantischen Stände aller Kron­
länder an (S. 346). Der Beginn der Verfassungsänderung war also nicht der Fenstersturz 
von 1618, der lediglich ihre radikale Kulminationsphase einleitete. Zu überlegen wäre 
somit, ob die ständische Revolution (Seibt) in den böhmischen Ländern nicht bereits 
1608 begann und damit einen komplexeren Verlauf aufwies, der auch das Scheitern 
von 1620 aus längerfristiger Perspektive erklären könnte, nämlich mit den weiter­
bestehenden Spannungen zwischen Mähren und Böhmen und daher mit dem ver­
späteten Zusammenschluß der beiden getrennten Konföderationen im Jahre 1619. 

Obwohl Bahlcke in der wachsenden Konfrontation zwischen Ständen und König 
bei den böhmischen Defensoren eine länderübergreifende oppositionelle Integrations­
funktion für die Protestanten beobachten kann, so beherrschten doch viel mehr die 
Reformforderungen der Nebenländer zur Sicherung ihrer Eigenständigkeit und damit 
der Gegensatz zu Böhmen die Debatten bis 1619. Dieses Thema der Emanzipations­
tendenzen der Nebenländer hält der Autor ja zu Recht als Perspektive der traditionel­
len Historiographie entgegen, die den Prozeß nur aus der ständisch-monarchischen 
Konfrontation erklärt. Die „lähmende Konkurrenz" (S.454) 1599-1618 bedeutete 
eben doch eine Hypothek für den Erfolg der Ständerevolution. Erst der erzwungene 
Anschluß Mährens an den Aufstand ermöglichte es dann, die Emanzipationspolitik 
im Herrschaftsvertrag der Confoederatio Bohemica als neuer gemeinsamer Verfassung 
aufzuheben. Deren Inhalt interpretiert Bahlcke überzeugend, indem er sie nach ihren 
Hauptelementen strukturiert. Ihre seit 1608 auf dialektische Weise entwickelte inno­
vative Integrationsfunktion ebenso wie ihre emanzipatorische Bedeutung lassen am 
Ende den „Weißen Berg" fast vergessen. Er erscheint in der Tat als überflüssig, zumal 
faktischer Erfolg oder Mißerfolg nicht über den Wert historischer Alternativen ent­
scheidet. Der „moderne Staat" war nicht notwendigerweise absolutistisch. Als expan­
siver Machtstaat war er zwar dem konsensualen Integrationsmodell überlegen, führte 
aber in der Gegenbewegung auch zur Katastrophe des unitarischen Nationalstaats. 

Die große Reichweite und die Komplexität der Fragestellung, die konsequente 
Behandlung aller böhmischen Länder und ihrer Beziehungen, schließlich die klare 
und - aufgrund der umfassenden Literaturverarbeitung und der Verwendung zahlrei­
chen archivalischen Quellenmaterials - wohlfundierte Argumentation machen dieses 
interessante Buch geradezu zu einem Grundlagenwerk zur frühneuzeitlichen Ge­
schichte der böhmischen Länder, das schließlich noch durch ein Personen-, Orts­
und Sachregister gut erschlossen wird. 

Bochum W i n f r i e d E b e r h a r d 

Wolf, Hubert: Die Reichskirchenpolitik des Hauses Lothringen (1680-1715). Eine 
Habsburger Sekundogenitur im Reich ? 

Franz Steiner Verlag, Stuttgart 1994, 331 S. (Beiträge zur Geschichte der Reichskirche in der 
Neuzeit 15). 

In der 1991 von der Katholisch-Theologischen Fakultät der Eberhard-Karls-Uni­
versität Tübingen als Habilitationsschrift im Fach Kirchengeschichte angenom-
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menen Studie wird das reichskirchenpolitische Engagement der lothringischen Dyna­
stie in der Germania Sacra beleuchtet, dessen Höhepunkt unter Karl Josef Ignaz 
(1680-1715) und Franz Anton von Lothringen (1689-1715) lag. Die zwangsläufig 
größte Bedeutung in der Reichskirchenpolitik mußte den geistlichen Wahlen zukom­
men, da nur auf diesem Wege ein Hochstift für die eigene Familie gewonnen werden 
konnte. Um die politische und sozialpolitische Dimension der Bischofs- bzw. Koad-
jutorwahlen zu ermessen, wählte Hubert Wolf einen dynastischen Forschungsansatz, 
der sich primär nicht an der Bischofsbiographie, sondern am sozialen Umfeld der 
Dynastie sowie deren finanziellen Möglichkeiten und Klientelbeziehungen orientiert. 
Er gewinnt damit nicht nur einen schärferen Blick auf die Vielzahl der mit einer geist­
lichen Wahl gekoppelten politischen Interessen, sondern auch auf die langwierigen 
Überlegungen, Sondierungen und Parteibildungen vor wie nach der jeweiligen Wahl. 

In ihre reichskirchenpolitischen Überlegungen zogen die Lothringer mit Augsburg, 
Basel, Corvey, Eichstätt, Freising, Fulda, Hildesheim, Köln, Lüttich, Mainz, Münster, 
Olmütz, Osnabrück, Paderborn, Passau, St. Gallen, Stablo-Malmédy, Speyer und 
Trier insgesamt 19 Hochstifte ein. Von den acht ernstzunehmenden Bewerbungen in 
Bistümern und Reichsabteien führten vier Kandidaturen zum Erfolg (Olmütz 1694, 
Osnabrück 1698, Stablo-Malmédy 1701, Trier 1710). Für die nähere Einordnung der 
Kandidaturen werden systematisch und auf überaus breiter Quellengrundlage die 
lothringische Überlieferung und die ihrer Parteigänger, das Material der Gegenkandi­
daten bzw. ihrer politischen Protektoren, die Überlieferung der Domkapitel als Wahl­
organe, die offiziellen Wahlakten des kaiserlichen Hofes, die vatikanischen Quellen 
und die Gesandtschaftsberichte der von den Wahlen tangierten politischen Mächte her­
angezogen. Vom methodischen Ansatz und von der Fragestellung her werden damit 
mehrere Gedanken Rudolf Reinhardts weiterentwickelt, der sich in den vergangenen 
Jahrzehnten in zahlreichen Beiträgen den hochadeligen Dynastien in der Reichskirche 
des 17. und 18. Jahrhunderts, der Reichskirchenpolitik der Pfalz-Neuburger Dynastie 
sowie den Problemen der Koadjutorie und der Kumulation von Kirchenämtern 
widmete. 

Über die engeren Zusammenhänge der lothringischen Reichskirchenpolitik hinaus 
fragt Wolf, wie der - mit einem Fragezeichen versehene - Untertitel ankündigt, aber 
auch nach der möglichen Funktion dieser reichskirchlichen Aktivität für die Habsbur­
ger, die seit 1665 für mehr als ein Jahrhundert keine eigenen Kandidaten in der Germa­
nia Sacra zu stellen vermochten und damit den bayerischen Witteisbachern als ihren 
mächtigsten Rivalen hoffnungslos unterlegen waren. Zum Teil konnte dieser Mangel 
nach der Heirat Leopolds I. 1676 mit Eleonora Magdalena Theresia von Pfalz-
Neuburg durch die konsequente Bevorzugung seiner Neffen bei der Vergabe geist­
licher Ämter kompensiert werden. Die pfälzischen Witteisbacher, die Wolf uneinge­
schränkt als „habsburgische Sekundogenitur" im Reich bezeichnet, verdanken dem 
kaiserlichen Nepotismus beachtliche Erfolge in der Reichskirche. Eine ähnliche Rolle 
bot sich auch für die Lothringer Karl Josef Ignaz und Franz Anton an, den beiden 
für den geistlichen Stand ausgewählten Söhnen des Türkensiegers von Wien, Herzog 
Karl V. von Lothringen, der 1678 eine Stiefschwester Leopolds I. geheiratet hatte. In 
der Frage des Autors, „ob das Modell der beiden habsburgischen Sekundogenituren 
Pfalz-Neuburg und Lothringen funktionierte" (S.42), deutet sich allerdings ein 
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methodisches Grundproblem seiner Ausführungen über die habsburg-neuburg-
lothringische Allianz in der Reichskirche an, die als Faktum gelegentlich mehr voraus­
gesetzt als eigentlich hinterfragt wird. 

Im Vergleich mit anderen Dynastien konnte die Reichskirchenpolitik der Lothrin­
ger im Jahre 1715, als beide Kandidaten überraschend früh den Tod fanden, nur 
bescheidene Erfolge vorweisen. Der Mangel an finanziellen Mitteln, an diplomati­
scher Erfahrung, an potentiell einsetzbaren Kandidaten und an einem personellen 
Beziehungsnetz wurde noch durch die unnachgiebige Haltung Papst Clemens XL 
verstärkt, der den Lothringern - anders als den bayerischen und pfälzischen Witteis­
bachern - nicht gestattete, mehr als zwei Diözesen in einer Hand zu vereinigen. Die 
Tatsache, daß Habsburg offensichtlich nicht bemüht war, die fehlenden lothringi­
schen Ressourcen auszugleichen, führt Wolf selbst als mögliches Argument gegen die 
These der Sekundogenitur an. Er bestätigt auch, daß sich eine kaiserliche Initiative nur 
in Olmütz, vier Jahre später in Osnabrück und bei den Sondierungen in Basel 1704-05 
und Münster 1706-07 nachweisen läßt, während sich die Initiative seit der Niederlage 
von Münster mehr und mehr auf Lothringen verschoben habe. Wolf resümiert: „Der 
Grad und die Intensität des habsburgischen Engagements pro Lothringen nimmt ab, 
auch wenn die Kaiser an der Grundrichtung ihrer Reichskirchenpolitik durchaus fest­
halten. Die Staatsraison, reichspolitische und strategische Rücksichten gewinnenPrio-
rität vor der ,Hauspolitik' in diesem engeren Sinne" (S.299). Die nur sehr allgemein 
gehaltenen, die Ausgangsthese stützenden Bemerkungen über die Inhalte kaiserlicher 
Wahlinstruktionen bzw. die habsburgische Alternativlosigkeit angesichts fehlender 
Kandidaten für eine eigenständige Rolle in der Reichskirche vermögen dagegen nicht 
restlos zu überzeugen. Erklärt sich daher auch das verbleibende Fragezeichen im 
Untertitel? 

Der Autor trennt also den Zeitraum zwischen 1694 und 1706, in dem sich die Ver­
bindung mit Habsburg gewinnbringend für Lothringen erwiesen habe, von den Jahren 
1707 bis 1715, in denen die Lothringer weitgehend auf sich selbst gestellt gewesen seien. 
Doch auch die Olmützer Koadjutorwahl 1694, mit der die kirchliche Karriere Karl 
Josefs von Lothringen begonnen hatte, diente ganz offensichtlich zunächst nur als Ver­
sorgungsinstitut, ohne daß weitergefaßte politische Ziele angestrebt worden wären. 
Durch die Protektion seines Neffen beabsichtigte Leopold I. nicht nur an die Episko­
pate der beiden Erzherzöge Leopold Wilhelm (1638-1662) und Karl Josef (1663-64) 
in Olmütz anzuknüpfen, sondern auch die Verdienste vom Vater des Kandidaten, 
Herzog Karl V. von Lothringen, zu würdigen. Der kaiserlichen Instruktion nach 
beabsichtigte Leopold L, der in Rom bereits das Eligibilitätsbreve für Karl Josef und 
die Erlaubnis zur Koadjutorwahl eingeholt hatte, dessen Treue „gegen dero Nach-
kömblingen zu belohnen" (S.56). Überzeugender klingt es, wenn Wolf die reichs-
kirchenpolitische Allianz Habsburg-Kurpfalz-Lothringen als „Zweckbündnis mit 
sehr ungleichen Partnern" (S. 301) bezeichnet, bei dem der Kaiser vor allem deshalb 
bestrebt war, Lothringen im Reich aufzuwerten, um damit die bestehende Abhängig­
keit von Pfalz-Neuburg zu mindern. 

Die Frage nach den letzten Motiven kaiserlichen Interesses oder Desinteresses an 
den reichskirchlichen Bemühungen des Hauses Lothringen berührt freilich nur ein 
Teilgebiet der Studie, die sehr sorgfältig erarbeitet wurde und eine Fülle grundlegen-
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der Einblicke in die Denkmuster und die Handlungsspielräume aller im Umfeld einer 
geistlichen Wahl Beteiligten bietet. 

Berlin J o a c h i m B a h l c k e 

Bein, Werner: Schlesien in der habsburgischen Politik. Ein Beitrag zur Entstehung 
des Dualismus im Alten Reich. 

Thorbecke Verlag, Sigmaringen 1994, 396 S. (Quellen und Darstellungen zur schlesischen 
Geschichte 26). 

Im Mittelpunkt der von Josef Joachim Menzel betreuten, 1987 von der Universität 
Mainz angenommenen Dissertation von Werner Bein steht die Auseinandersetzung 
Österreichs mit Preußen während der drei Schlesischen Kriege Mitte des 18. Jahrhun­
derts . Der Einmarsch preußischer Truppen in Schlesien am 16. Dezember 1740 bedeu­
tete nicht nur einen tiefgreifenden Einschnitt für die Geschichte des Oderlandes, son­
dern auch eine politische Weichenstellung für die künftige Stellung Preußens in der 
deutschen und europäischen Geschichte. Der Übergang des größeren Teils Schlesiens 
an das protestantische Preußen brachte eine grundlegende Änderung der Verfassungs­
struktur, der Verwaltungsorganisation und des Militärsystems nach preußischem 
Vorbild mit sich. Preußen konnte sich nach drei verlustreichen Kriegen 1740-1742, 
1744-1745 und 1756-1763 im Frieden von Hubertusburg neben England, Frank­
reich, Österreich und Rußland als fünfte europäische Großmacht etablieren. Die 
Annexion des geopolitisch so wertvollen Schlesien, das neben Ostfriesland und 
Westpreußen in der sechsundvierzigjährigen Regierungszeit König Friedrichs IL 
von Preußen an die Hohenzollernmonarchie fiel, bildete die Grundlage für den Auf­
stieg Preußens im 18.Jahrhundert. Erst die Einverleibung Schlesiens machte das 
bisher zweitrangige Brandenburg-Preußen zu einem anerkannten Glied des Staaten­
systems. 

Während diese Zusammenhänge aus preußischem Blickwinkel bereits vielfach 
Gegenstand einschlägiger Studien und Quelleneditionen waren, fehlte bisher eine die 
Politik und Diplomatie des Wiener Hofes nachzeichnende, das reiche Quellenmaterial 
insbesondere des Haus-, Hof- und Staatsarchivs aufarbeitende Darstellung aus öster­
reichischer Sicht. In dieser Hinsicht schließt der Autor eine empfindliche Lücke, auch 
und gerade für das - sieht man von den zahlreichen einschlägigen Studien des Stuttgar­
ter Frühneuzeitlers Nobert Conrads ab - vernachlässigte schlesische 18. Jahrhundert. 
Bein liefert mit seiner Dissertation eine faktographisch gewissenhafte, auf breiter 
Quellenbasis verfaßte Abhandlung, die zum Teil minutiös das Geschehen während 
der Schlesischen Kriege, das politische Kalkül, die militärische Behauptung und den 
publizistischen Kampf Maria Theresias und Friedrichs IL sowie die rechtlichen, öko­
nomischen und gesellschaftlichen Konsequenzen dieses langjährigen Konfliktes zwi­
schen Österreich und Preußen verfolgt. Angesichts der Textgattung und der Fülle der 
Einzelinformationen ist es freilich unverständlich, daß der Band weder eine die Frage­
stellung und den - historiographiegeschichtlich für die Thematik überaus aufschluß­
reichen! - Forschungsstand reflektierende Einführung noch eine die Ergebnisse bün­
delnde Zusammenfassung enthält. Bedauerlich ist darüber hinaus der Verzicht auf ein 


